
§ 1 Zweck des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
 
 
(1) Zweck des Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, 
die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
zu schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 
 
(2) Soweit es sich um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, dient dieses Gesetz auch 
 

- der integrierten Vermeidung und Verminderung schädlicher Umwelteinwirkungen 
durch Emissionen und Luft, Wasser und Boden unter Einbeziehung der 
Abfallwirtschaft, um ein hohes Schutzniveau für die Umwelt insgesamt zu erreichen, 
sowie 

- dem Schutz und der Vorsorge gegen Gefahren, erhebliche Nachteile und erhebliche 
Belästigungen, die auf andere Weise herbeigeführt werden. 

 
 
§ 2 Geltungsbereich 
 
(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für 
 

1. die Errichtung und den Betrieb von Anlagen, 
2. das Herstellen, Inverkehrbringen und Einführen von Anlagen, Brennstoffen und 

Treibstoffen, Stoffen und Erzeugnissen aus Stoffen nach Maßgabe der §§ 32 bis 37, 
3. die Beschaffenheit, die Ausrüstung, den Betrieb und die Prüfung von Kraftfahrzeugen 

und ihren Anhängern und von Schienen-, Luft- und Wasserfahrzeugen sowie von 
Schwimmkörpern und schwimmenden Anlagen nach Maßgabe der §§ 38 bis 40 und 

4. den Bau öffentlicher Straßen sowie von Eisenbahnen, Magnetschwebebahnen und 
Straßenbahnen nach Maßgabe der §§ 41 bis 43. 

 
(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten nicht für Flugplätze und für Anlagen, Geräte, 
Vorrichtungen sowie Kernbrennstoffe und sonstige radioaktive Stoffe, die den Vorschriften 
des Atomgesetzes oder einer hiernach erlassenen Rechtsverordnung unterliegen, soweit es 
sich um den Schutz vor den Gefahren der Kernenergie und der schädlichen Wirkung 
ionisierender Strahlen handelt. Sie gelten ferner nicht, soweit sich aus wasserrechtlichen 
Vorschriften des Bundes und der Länder zum Schutz der Gewässer oder aus Vorschriften des 
Düngemittel- und Pflanzenschutzrechts etwas anderes ergibt. 
 
 



§ 3 Begriffbestimmungen 
 
(1) Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind Immissionen, die nach 
Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren erhebliche Nachteile oder erhebliche 
Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen. 
 
(2) Immissionen im Sinne dieses Gesetzes sind auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den 
Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, strahlen und ähnliche 
Umwelteinwirkungen. 
 
(3) Emissionen im Sinne dieses Gesetzes sind die von einer Anlage ausgehenden 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Strahlen und ähnliche 
Erscheinungen. 
 
(4)Luftverunreinigungen im Sinne dieses Gesetzes sind Veränderungen der natürlichen 
Zusammensetzung der Luft, insbesondere durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe 
oder Geruchsstoffe. 
 
(5) Anlagen im Sinne dieses Gesetzes sind 
 
1. Betriebsstätten und sonstige ortsfeste Einrichtungen, 
2. Maschinen, Geräte und sonstige ortsveränderliche technische Einrichtungen sowie 
Fahrzeuge, soweit sie nicht der Vorschrift des § 38 unterliegen und 
3. Grundstücke, auf denen Stoffe gelagert oder abgelagert oder Arbeiten durchgeführt werden, 
die Emissionen verursachen können, ausgenommen öffentliche Verkehrswege. 
 
(5a) Ein Betriebsbereich in der gesamte unter der Aufsicht eines Betreibers stehende Bereich, 
in dem gefährliche Stoffe im Sinne des Artikels 3 Nr. 4 der Richtlinie 96/82/EG des Rates 
vom 9. Dezember 1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit 
gefährlichen Stoffen (AB1.EG 1997 Nr. L 10 S.13) in einer oder mehreren Anlagen 
einschließlich gemeinsamer oder verbundener Infrastrukturen und Tätigkeiten einschließlich 
Lagerung im Sinne des Artikels 3 Nr. 8 der Richtlinie in den in Artikel 2 der Richtlinie 
bezeichneten Mengen tatsächlich vorhanden oder vorgesehen sind oder vorhanden sein 
werden, soweit davon auszugehen ist, dass die genannten gefährlichen Stoffe bei einem außer 
Kontrolle geratenen industriellen chemische Verfahren anfallen; ausgenommen sind die in 
Artikel 4 der Richtlinie 96/82/EG angeführten Einrichtungen, Gefahren und Tätigkeiten. 
 
(6) Stand der Technik im Sinne dieses Gesetzes ist der Entwicklungsstand fortschrittlicher 
Verfahren, Einrichtungen oder Betriebsweisen, der die praktische Eignung einer Maßnahme 
zur Begrenzung von Emissionen in Luft, Wasser und Boden, zur Gewährleistung der 
Anlagensicherheit, zur Gewährleistung einer umweltverträglichen Abfallentsorgung oder 
sonst zur Vermeidung oder Verminderung von Auswirkungen auf die Umwelt zur Erreichung 
einer allgemein hohen Schutzniveaus für die Umwelt insgesamt gesichert erscheinen lässt. 
Bei der Bestimmung des Standes der Technik sind insbesondere die im Anhang aufgeführten 
Kriterien zu berücksichtigen. 
 
(7) Dem Herstellen im Sinne dieses Gesetzes steht das Verarbeiten, Bearbeiten oder sonstiges 
Behandeln, dem Einführen im Sinne dieses Gesetzes das sonstige Verbringen in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gleich. 
 


